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8 Gefeh: Sammlung 


fuͤr die 


sien preußiſchen Staaten. 


Ton 


(No. 384.) 


9 achtrag 
zu dem Turf; vom a Februar 1816, wornach in dem Kenglih⸗ Preußis 
ſchen Großherzogthum Poſen, dem Herzogthum Pommern und Fürſtenthum 
Ruͤgen, die daſelbſt vorkommenden fremden Geldforten in den Königlichen Kaſſen 
angenommen werden konnen. De dato den 29ſten Juni I 1285 
3 Befehfemmlung a 1816. pag. 119.) 
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auf den Titelblaͤttern der andern Rechnungsexemplarien bemerken ſollen. 


(No. 385.) Auszug aus'der Allerhchſten Kabinetsorder vom Sten Auguſt 1816. auf die Be⸗ 
ur ſchluͤſſe des Oſtpreußlſchen General⸗Landtags wegen der abgeldſeten Pfandbriefe. 


8 a Zu 30. =, 
= Hs will Ich die von dem General⸗Landtage in Antrag gebrachte Dekla⸗ 


ration der Geſetzgebung, als ſich ohnehin von ſelbſt verſtehend und der Ein⸗ 


richtung der Kreditſyſteme gemaͤß, dahin genehmigen, daß der Inhaber eines 


abgelöfeten Oſtpreußiſchen Pfandbriefs verpflichtet ſey, ſolchen nebſt den noch 
fälligen Koupons gegen einen gleichhaltigen andern Oſtpreußiſchen Pfandorief 
mit gleichmäßigen Koupons herauszugeben. 1 
Karlsbad, den gten Auguſt 1816. 


ee e ie dich, Wilhelm. 
an 2002 a NE near 1 


; 8 rc 
(No. 386.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 26ſten November 1816. wegen anderweitiger Vers 
rechnung des zu den Oberrechnungskammer⸗Dechargen erforderlichen Stempels. 


8 Al 


Du Beſeitigung aller Weitlaͤuftigkeiten bei Einziehung und Verrechnung des 
8 gGr.⸗ Stempels, der nach der jetzt beſtehenden Einrichtung zu den von der 
Oberrechnungskammer zu ertheilenden Rechnungsdechargen verwandt wurde, 
ſetze Ich, nach dem Vorſchlage jener Behörde, auf Ihren Antrag vom 21ſten 


September c. hiermit feſt: daß die Rechnungsdechargen vom Jahre 1816, ab, 


auf ungeſtempelten Papier ausgeſtellt werden, dagegen aber die Rechnungs- 
‚führer einen 8 gGr.⸗Sten wel aus eigenen Mitteln loͤſen und gleich zu dem 


Titelblatte desjenigen Exemplars der Rechnungen, welches der Oberrechnungs⸗ 
kammer zur Reviſion eingeſandt wird, verwenden, daß dies geſchehen auch 


Potsdam, den 20ſten November 1816. i 2 
e e e eee edi e, 


den Staats: und Finanzminiſter Grafen v. Buͤlow. 
1 — ——— P— 
A 2 (No. 387.) 


(No. 387.) Verordnung wegen erneuerten Verbots des Spielens in auswärtigen Lotterien, 
Fdapp des Kollektirens für dieſelben, und der Privatausſpielungen. Vom 7ten 
Dezember 1816. 


SL 
a7 * 

Preußen ꝛc. 16 
Thun kund und feen hiermit zu wiſſen: 


In Unſerm allgemeinen Landrecht find F. 547. Tit. 1 T. P. I. alle öffent⸗ 


lichen Lotterien, Gluͤcksbuden ꝛc. ꝛc. von der ausdruͤcklichen Genehmigung des 


Staats abhängig gemacht, und in den $$. 248. und 249. Tit. 20. P. II. 
Strafen gegen die Unternehmer öffentlicher vom Staate nicht genehmigter 
Lotterien, fo wie gegen das Spielen in auswärtigen Lotterien beſtünmt, dieſe 
Strafbeſtimmungen auch in Unſerm Lotterie⸗Edikt vom 20ſten Januar 1794. 
H. 10. beftätiget worden. 8 


Nichts deſtoweniger vernehmen Wir, daß obigen geſetzlichen Anordnun⸗ 


gen entgegen, beſonders das Spielen in auswaͤrtigen vom Staate nicht geneh⸗ 
migten Lotterien, immer mehr um ſich greift, und durch mancherlei Runſt⸗ 
griffe der Emiſſarien jener auswärtigen Lotterien befördert wird. 

Wir finden Uns daher veranlaßt, durch gegenwaͤrtige Verordnung, 
welche fuͤr den ganzen Umfang Unſerer Staaten Geſetzeskraft haben ſoll, die 
fruͤhern Verbote aller öffentlichen, vom Staate nicht beſonders genehmigten 
Lotterien, Gluͤcksbuden ꝛc. ꝛc., ſo wie des Spielens in aus waͤrtigen Lotterien, 
beſonders des Kollektirens fuͤr dieſelben, hiermit zu erneuern, und folgender⸗ 
maaßen naͤher zu beſtimmen: Es Ra 98 

= £ H. T. . . eue, eit N 
Wer in auswärtigen, vom Staate nicht beſonders genehmigten Lotte⸗ 
rien geſpielt hat, gleichviel, ob ihm die auswärtigen Lotterie -Looſe mit oder 


ohne eigene Veranlaſſung zugekommen ſind, und ob der Einſatz fuͤr ſelbige 


bezahlt worden iſt, oder nicht, hat den planmaͤßigen Einſatz, und außerdem 
eine fiskaliſche Strafe von Zweihundert Reichsthalern fuͤr jedes geſpielte Loos 
zu entrichten. Wer die ihm auf irgend eine Weiſe zugekommenen Looſe aus⸗ 
waͤrtiger Lotterien nicht 24 Stunden nach dem Empfang der Polizei⸗Behoͤrde 
ſeines Wohnorts zur Caſſation uͤberreicht, gegen den ſtreitet die Vermuthung, 
daß er in den fremden Lotterien habe ſpielen wollen, und derſelbe hat daher 
ohne Weiteres die oben beſtimmte Strafe verwirkt. e ö he 


N 
Wer fih dem Verkaufe der Looſe auswaͤrtiger vom Staate nicht aus⸗ 
druͤcklich genehmigter Lotterien entweder ſelbſt unterzieht, oder einen ſolchen 
Verkauf als Miltels⸗Perſon befördert, ſoll, ohne Ruͤckſicht auf den dabei 
— a g beab⸗ 


ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 


— 5 — 


beabſicktigten Gewinn, fuͤr jedes durch ſeine Mitwirkung verkaufte fremde 
Lotterie-Loos eine fiskaliſche Strafe Eu, Dreihundert Thalern erlegen. 


Agenten fremder Lolterien, ie ſich beikommen laſſen, Unſere Mro⸗ 
vinzen zu bereiſen, und Looſe auswaͤrtiger Lotterien heimlich abzuſetzen, ſollen 
von der Polizeibehoͤrde feſtgenommen werden, und die H. 2. beſtimmte Strafe ent⸗ 
richten, im Unvermoͤgensfalle aber Ein- bis Zweijaͤhrige Zuchthausſtrafe erleiden. 


H. 4. 

Wer ohne ausdruͤckliche Genehmigung des Staats öffentliche Lotterien 
innerhalb Landes unternimmt, Gluͤcksbuden errichtet, oder oͤffentliche Aus⸗ 
ſpielungen unbeweglicher oder beweglicher Gegenſtaͤnde veranſtaltet, ſoll, ohne 
Ruüͤckſicht auf den Betrag des Einſatzes zur Lotterie, oder auf den größere 
oder geringern Werth der auszuſpielenden Gegenſtaͤnde, eine fiskaliſche Strafe 
von Dreihundert Thalern erlegen, und außerdem den doppelten Betrag des bei 
der Lotterie oder der Ausſpielung gezogenen Vortheils an die Armenkaſſe des 
Orts entrichten. 


H. 5. 
Von allen vorſtehend §. 1 bis 4. beſtimmten fiskaliſchen Geldſtrafen, 
15 erhält der Denunziant die Hälfte. 


| 2 S. 6. i Br 

| Die zwifchen den Berliner und Hannoͤverſchen Lotterien bis zum An⸗ 
| fange des Jahres 1820. beſtehende Reziprozitaͤt, nach weinen Unfern Unter: 
thanen zwiſchen der Elbe und dem Rhein freiſtehet, 

b ſich einzelne Looſe zum eigenen Spiel von den Königl. Hanndverſchen 

Lotteriebehoͤrden zu verſchreiben, 

wird durch obige Vorſchriften nicht beſchraͤnkt, jedoch iſt Unſern Unterthanen 
N in den bezeichneten Provinzen bei den im $. 2. gegenwaͤrtiger Verordnung ans 
* gedrohten Strafen, der Verkauf und der ſonſtige Verkehr mit Hannoͤverſchen 


Wir befehlen allen Unſern getreuen Unterthanen, beſonders aber Unſern 


25 Lotterie⸗Looſen gleichfalls unterſagt. 

Juſtiz⸗ und Polizeibehoͤrden, fi ch . den Vorſchriften . Zus 
F nung gebührend zu achten. 3 

= Gegeben Wan den pten Dezember 1816. 


Friedrich Wilhelm. 


C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Kircheiſen. Graf v. Bülow. v. Schuckmann. 


(No, 388.) 


Se en ei 
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(No. 38800 Amber Kabinetsorder vom 19ten Dezember 1816., die us ber 
KRaonſuls betreffend. f 


Die in der Verordnung vom 27ſten Oktober 18T0., über die 17 
Verfaſſung aller oberſten Staatsbehoͤrden, enthaltende Beſtimmung: daß der 
Chef der eng fuͤr Gewerbe Auch an Beſetzung der Konſulate Theil 
nimmt, will Ich auf den Mir von Ihnen darüber gemachten Vortrag hier⸗ 
durch dahin A daß kuͤnftig bei der Wahl und Anſtellung der Konſuls, 
das Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten, unter welchem die Kon⸗ 
ſulate unmittelbar ſtehen, zwar die Hauptſtimme behalten, dem Miniſterio 
der Finanzen und des Handels aber dabei jederzeit eine berathende gutachtliche 
Stimme zugeſtanden werden ſoll. N N 


ne den zgten Dezember 1816. 


Skiedric Wien, . 


An n 8 
den Staatskanzler Fuͤrſten v. 90 arden 6 erg. 


8 SED) Allerhöchſte Kabinetsorder vom n loten Dezember 1816. daß auch den Hinter⸗ 
b 8 bliebenen der penſionirten Militairperſonen außer dem Sterbemonat noch 
ein Gnadenmonat zu Theil werden fol, 


D. Ich durch Meine Order vom 27ſten Mai d. J. allgemein beſtimmt habe, 
daß den Hinterbliebenen der Penſionairs ohne Ausnahme außer dem Sterbe⸗ 
monat noch ein Gnadenmonat zu Theil werden ſoll, fo muß dieſes auch auf 
die Hinterbliebenen der penfionisten Militairperſonen gehende werden. Ih 
überlaſſe Ihnen, das Weitere hiernach zu verfuͤgen. i 


Berlin, den Igten Dezember 1816. 


Friedrich Wilhelm. 


an 5 
den Staatskanzler Fuͤrſten v. Hardenber 8 5 


(No. 390.) 


4 


PEP ˙· - 


die Staatskaſſe 
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(Jo. 390.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 19ten Dezember 1846., betreffend die Klagen 
. gegen Staatsbeamte, welche über Lieferungen von Armeebedürfniſſen Nas 

mens des Staats kontrahirt haben. RE CH, 
Dich Meine Order vom 20ſten Juli 18134 habe Ich feſtgeſetzt, daß gegen 
Staatsbeamte, welche über Lieferungen von Armee bedürfniſſen im Namen des 


Staats kontrahirt haben, aus einer perſoͤnlich ‚übernommenen Verpflichtung 


keine lage ſtatt finden Toller n unn par ge 
a Unter den nunmehr veraͤnderten Umſtaͤnden hebe Ich dieſe Feſtſetzung, 
mit Herſtellung der Vorſchriften des Landrechts und der; Gerichtsordnung, wie⸗ 
derum auf, will aber, daß ſolche Beamte, welche fuͤr den Staat ſich perſoͤn⸗ 
lich verpflichtet haben, wegen aller Zahlungen, zu denen ſie an Kapital, Zinſen 
und Koſten verurtheilt werden, in keine Verlegenheit gerathen, ſondern daß 


die für den Staat ihnen auferlegten Berbindlichkeiten pünktlich 


ne) 


erfulle. Berlin, den Iten Dezember 1816. 555 ͤ 
Friedrich Wilhelm. 
An 5 


den Staats und Juſttz⸗Miniſter v. Kircheiſen a > 
den Staats⸗ und Finanz⸗Miniſter Grafen v. Bülow. 
: : - „ ͤ IF EN FETT ĩͤ 


Er 


{No, 391.) ” Allerhöchſte Kabinetzorder vom 19ten Dezember 1816, wegen Verlangerung 


zur Berichtigung des Beſitztitels nid 00 eldung der Realanſpruche be⸗ 
ine, ui e 15 
‚Berg 
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An f DBIS n 
den Staats: und Juſttz⸗Miniſter o» Kircheiſen. 
Aisch En. — — 


a ERBE — ä (No. 392.) 


ende präkluſtoiſche Termin in Hin⸗ 


(Jo. 392.) Verordnung vom 23jten Dezember 1816, wegen Verlängerüng einiger Im 

Hoypothekenpatent vom 22ſten Mai 1815. beſtimmten Friſten. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
b ga eis Preußen ꝛc. dc. ö 

Thun kund und fuͤgen hiermit zu wiſſen: i > 

Bei den Schwierigkeiten, welche fich der völligen Beendigung der, nach 

dem Patent vom 22ſten Mai 1815., wegen Einrichtung des Hypothekenweſens 

in den mit Unſern Staaten wieder vereinigten Provinzen, bis zum letzten De⸗ 


zember dieſes Jahres vorzunehmenden Geſchaͤfte entgegenſetzen, finden Wir Uns 
veranlaßt, Folgendes zu verordnen: 3 


* 8 


NT: 

Die in dem H. 3. des gedachten Patents beſtimmte praͤkluſtoiſche Friſt, 
zur Anmeldung der Realanſprüche, wird in Ruͤckſicht auf die, von den Ber 
ſitzern der Grundſtuͤcke zu entrichtenden Abgaben und Praſtationen auf Ein 
Jahr, alſo bis zum letzten Dezember 1817., verlängert. 


F. 2 x _ Ber N 
Eine gleiche Verlängerung findet ſtatt, wegen aller Geldforderungen 
ohne Unterſchied, die dem Fiskus, den Korporationen und den unter der Auf⸗ 
ſicht des Staats ſtehenden milden Stiftungen zukommen. en 
§. 3. : 
In Abſicht der von Privatperſonen anzumeldenden Geldforderungen, in 
ſofern ſolche nicht in Abgaben beſtehen, hat es dagegen bei der, im H. 3. des 
Hypothekenpatents beſtimmten Friſt fein Bewenden. 


= SE Ar Ss x 
Die in dem $.7. des Patents feſtgeſetzte Friſt zur Provokation auf die 
Ausmittelung des Vorzugsrechts wird für die Geldforderungen der Privat⸗ 
perſonen (F. 3.) auf ſechs Monate, alſo bis zum letzten Juni 1817. verlaͤngert. 

Ju Anſehung der Realanſpruͤche auf Abgaben und Präſtationen überhaupt 
G. 1, ſo wie aller Geldforderungen des Fiskus, der Korporationen und der 
milden Stiftungen (§. 2.), läuft dieſe Friſt ($. 4.) bis zum letzten Juni 1818. 

f Wir befehlen Unſern Unterthanen, Gerichten und Behoͤrden, ſich hiernach 
U achten. 8885 Er SR 
: Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und Beidrüf- 

kung Unſers großen Königlichen Inſiegels. 
Gegeben Berlin, den 23ſten Dezember 1816. = 


(L. s.) Friedrich Wilhelm. 
C. Fuͤrſt o. Hardenberg. v. Kircheiſen. 


